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INFORMATIONSBRIEF Oktober/ November  2015 

 

Liebe Leserinnen und Leser,  

 

seit 2013 vertrete ich die CDU im Raum Südbaden im Deutschen Bun-

destag.  

 

Mit diesem Newsletter möchte ich Sie über meine politische Arbeit im 

Deutschen Bundestag in Berlin und in mein er Heimat informieren. Ich 

wünsche I hnen viel Freude bei der Lektüre!  

 

Ihre  
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1. CDU Baden-Württemberg veröffentlicht gemeinsame Erklärung zur Flüchtlingspo-

litik  - Entschiedenes Vorgehen der Landesregierung gefordert  

 

Auf ihrer Klausurtagung in Berlin haben die CDU -Fraktion im  Landtag von Baden -Würt-

temberg und die CDU -Landesgruppe Baden-Württemberg im Deutschen Bundestag eine 

gemeinsame  Erkläru ng zur Flüchtlingspolitik verfasst.  

 

Darin fordern sie sowohl die Bundesregierung als auch die grüne Landesregierung zum 

entschlossenen Handeln auf. Die wichtigsten Forderungen umfassen die Erweiterung der 

Liste der sicheren Herkunftsstaaten, die Sanktion ierung fehlender zwischenstaatlicher So-

lidarität innerhalb der EU, ebenso wie die Bündelung der Zuständigkeit für die Flücht-

lingsaufnahme und ±unterbringung in einem leistungsfähigen Ministerium in Baden -Würt-

temberg.  

 

Laut aktuellen Zahlen wird sich die Zahl der in Baden -Württemberg gestellten Asylanträge 

im Vergleich zum Vorjahr auf über 100.000 vervierfachen. Vor diesem Hintergrund und 

um Krisensituationen und Überforderungen auf kommunaler Ebene zu vermeiden, ist es 

aus Sicht der CDU Baden -Württemberg unabdingbar einerseits die Liste der sicheren Her-

kunftsstaaten unmittelbar um Albanien, Montenegro und Kosovo zu ergänzen und ande-

rerseits den EU-Mitgliedsstaaten, die sich der Solidarität entziehen und sich weigern ent-

sprechend ihrer Größe und Leistungsfä higkeit Flüchtlinge aufzunehmen, Fördermitteln o-

der Privilegien, die sich aus den offenen Grenzen innerhalb Europas und mit seinen An-

rainern ergeben, zu streichen.  

 

Darüber hinaus fordert die CDU Baden -Württemberg eine deutlich verbesserte Koordinie-

rung der Landesregierung in der Flüchtlingspolitik: U.a. soll die Unterbringungsinfrastruk-

stq ekþbgdmcdbjdmc `tr dhmdq G`mc dqenkfdm tmc mdtd ¢K`mcdrjnlodsdmyydmsqdm eĖq @rxk

tmc EkĖbgskhmfd 'K@E(® fdrbg`eedm vdqcdm+ tl `kkd @rxkudqe`gqdmrrbgqhssd yt aĖmcdkm

und die Dauer der Verfahren zu verkürzen. Zudem sollen lediglich Asylberechtigte, also 

Flüchtlinge mit langfristiger oder dauerhafter Bleibeperspektive nach positivem Abschluss 

des Anerkennungsverfahrens, auf die Kommunen verteilt werden.  

 

Um die Sicherheit in  der Erstaufnahmestelle und den anderen Unterbringungen zu erhö-

hen, soll sowohl mehr Sicherheitspersonal eingesetzt als auch die Herkunft der Flüchtlinge 

bei der Verteilung stärker berücksichtigt werden.  
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Besonders die Integration von bleibeberechtigten Bü rgerkriegsflüchtlingen muss durch ei-

nen strukturierten Alltag, unterstützt durch aus Landesmittel finanzierte Angebote etwa 

im Bereich der Sprachförderung und Schulung, erleichtert und beschleunigt werden. 

Ebenso sollen vorhandene berufliche Qualifikatione n bereits im Zuge der Erstaufnahme 

erhoben werden, um so die optimale Eingliederung von Menschen aus Regionen mit hohen 

Schutzquoten in den Arbeits - und Ausbildungsmarkt zu ermöglichen.  

 

Die CDU Baden-Württemberg ist sich einig, dass es, um Fehlanreize zu vermeiden notwen-

dig ist, das Sachleistungsprinzip bei der Unterbringung und Versorgung der  Asylbewerber 

konsequent anzuwenden. Auch die Einführung einer Gesundheitskarte für Asylbewerber 

würde durch ihren hohen Symbolcharakter einen erheblichen Anreiz für  einen Asylantrag 

darstellen und wird dementsprechend von der CDU Baden -Württemberg abgelehnt.  

 

Um die Sicherheit in der Erstau fnahmestelle und den anderen Unterbringungen zu erhö-

hen, soll sowohl mehr  Sicherheitspersonal eingeset zt als auch die Herkunft der Flüchtlinge 

bei der Verteilung st ärker berücksichtigt werden.  

 

Besonders die Integration von bleibeberechtigten  Bürgerkriegsflüchtlingen muss durch ei-

nen strukturierten Alltag, unterstützt durch aus Landesmittel  finanzierte Ang ebote etwa 

im  Bereich der Sprachförderung und Schulung, erleichtert und  beschleunigt werden. 

Ebenso sollen vorhandene berufliche  Qualifikationen bereits im Z uge der Erstaufnahme 

erhoben werden, um so die optimale Ei ngliederung von Menschen aus Regionen mit  hohen 

Schutzquoten in den Arbeits - und Ausbildungsmarkt zu ermöglichen.  

 

Kordula Kovac setzt sich bereits seit über einem Jahr vehement für Änderun gen in der  

Flüchtlingspolitik ein. ¢Dr g`s lange gedauert und scheinbar  waren auch erst die hohen 

Flüchtling szahlen in Deutschland Ausschlag, dass wir als CDU aber auch als Nation end-

lich erwacht sind. Nun i st das Land unter Führung von  Ministerpräsident Kretschmann 

gefordert, seinen Beitrag zur Lösung dieser humanitären  Gdq`trenqcdqtmf yt kdhrsdm ® 

 

 

2. Krankenhau sstrukturgese tz: Versorgungszuschlag bleibt  

Beim Krankenhausstrukturgesetz kann ein Durchbruch gefeiert werden: Der Versorgungs-

ytrbgk`f hm GĐgd unm 4// Lhn- Dtqn vhqc vdhsdq ady`gks- ¢C`r hrs dhm Udqg`mcktmfrdqenkf

der baden-württembergischen CDU -Landesgruppe im Deutschen Bundestag", teilte der ba-

den-württembergische CDU -Landesgruppenvorsitzende Thomas Strobl mit. Der Betrag 

wird zukünftig von der Höhe der Personalkosten für das Pflegepersonal abhängig sein. Dar-

über hinaus wird ein Betrag von weiteren 500 M io. Euro für zusätzliches Personal in der 

Pflege vorgesehen. Auch das Hygieneförderprogramm in den Krankenhäusern wird verlän-

gert. Hierfür wird ein Betrag von 100 Mio. Euro eingestellt, der in der Hauptsache ebenfalls 

zur Aufstockung des Hygienepersonals i n den Krankenhäusern dient.  

 

Ein weiterer wichtiger Schritt für die Krankenhäuser ist eine Teil -Refinanzierung der so 

fdm`mmsdm ¢S`qherbgdqd®+ chd hlldq c`mm dhmsqhss+ vdmm cdq S`qhe`arbgktrr lhs cdm Fd,

werkschaften höher ist, als das, was die Krankenkassen zusätzlich bezahlen. Hiervon  wer-

den zukünftig 50 Prozent von den Krankenkassen übernommen.  
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Dem immer stärkeren Zulauf von ambulanten Patienten in das Krankenhaus, der eigentlich 

von den niedergelassenen Ärzten versorgt wird, soll dadurch entsprochen werden, dass 

die Krankenhäuser z usätzlich in die Lage versetzt werden, zukünftig diese Gebühren mit 

den Krankenkassen und den Kassenärztlichen Vereinigungen mit zu verhandeln.  

 

Zusätzliche Leistungen, die einzelnen 

Krankenhäuser erbringen, werden zu-

künftig auch ausschließlich dort berüc k-

sichtigt, wo die Mehrleistungen entste-

hen. Für so manches Krankenhaus, insbe-

sondere in Ballungsgebieten, aber verein-

zelt auch in ländlichen Räumen, ist die 

Auflegung eines Strukturfonds in Höhe 

von einer Milliarde Euro, der zur Fusion 

oder Stilllegung von  Krank enhäusern 

dient, von Bedeutung. Auch werden die 

Krankenkassen zukünftig in die Lage ver-

setzt, bei der Schließung von Krankenhäusern Hilfen für den laufenden Betrieb zu leisten. 

Nach wie vor gibt es einen deutlichen Überhang an Krankenhäusern und  Kra nkenhaus-

betten in Deutschland im Vergleich zu anderen Nationen.  

 

Zusammen mit mehreren Kolleginnen und Kollegen hatte Kordula Kovac, CDU -Bundes-

tagsabgeordnete für Südbaden und Mitglied des Krankenhausausschusses der Ortenau, 

sich für die nun beschlossenen Regelungen stark gemacht. 

 

 

3. Besuch der CDU-Landesgruppe Baden -Württemberg beim Heiligen Vater in Rom  

Auf Einladung von Botschafterin Schavan besuchte Kordula Kovac  zusammen mit der 

CDU-Landesgruppe Baden-Württemberg des Deutschen Bundestages Rom.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Auf dem straffen Besuchsprogramm stand u.a. der Besuch der Generalaudienz beim Heili-

gen Vater, ein Gespräch mit Annette Schavan sowie die Begegnung mit internationalen 

j`sgnkhrbgdm K`hdmadvdftmf ¢R`ms­Dfhchn®+ vdkbgd rhbg ytqydhs rs`qj hm cdq EkĖbgskhngs-

hilfe engagiert. Ein Treffen mit weiteren Gästen aus Rom, z.B. Walter Kardinal Kasper (em.) 

und Erzbischof Georg Gänswein rundeten den Besuch ab.  
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4. Winzer mit Weinjahrgang 2015 zufrieden ± Kovac besucht Weingut Ortenberg  

Bei einem Besuch im Or tenauer Rebland hatte 

Kordula Kovac  Gelegenheit, sich über die zu 

Ende gehende Weinlese zu informieren. Im 

¢Weinberg-Gespräch" mit Matthias Wolf, dem 

Geschäftsführer des Weingut es Schloss Orten-

berg, erfuhr sie  Aktuelles über die diesjährige 

Weinlese und di e Einschätzung der Weinqua-

lität in diesem Jahr. Die Winzer dürften in die-

sem Jahr mit der Weinernte recht zufrieden 

sein: eine ausgezeichnete Weinqualität auf-

grund des sonnigen Wetters einerseits und an-

dererseits wegen der hohen Temperaturen in diesem Jahr  keine großen Probleme mit der 

Kirschessigfliege.  

 

Gesprächsthema war auch die Teilnahme des Ortenberger Weingutes an dem im November 

in Berlin stattfindenden Parlamentarischen Weinforums. An dieser Veranstaltung, die Kor-

dula Kovac  als weinbaupolitische Sp recherin der CDU/CS U-Bundestagsfraktion organi-

siert , werden unter Teilnahme der kürzlich gewählt en neuen Deutschen Weinkönigin  Jo-

sefine Schlumberger baden -würt tembergische Weine präsentiert.  

 

 

5. Landwi rtschaftlicher Informationstag - Besichtigung von drei Be trieben in Fisch-

bach, Neuhausen und St. Georgen  

 

Auf Einladung der Abschlussklasse der Fachschule für Landwirtschaft Donaueschingen 

nahm die südbadische CDU -Bundestagsabgeordnete Kordula Kovac kürzlich an einer Ex-

kursion teil, die drei Schülerbetriebe im Schwarzwald -Baar-Kreis zum Ziel hatte. Der ge-

meinsame Informationstag der angehenden Landwirtschaftsmeisterinnen und -meister mit 

ihrem Fachbereichsleiter Armin Bücheler und der Parlamentarierin geht zurück auf eine 

Diskussionsveranstaltung in diesem Februar, als Kordula Kovac, Mitglied im Ausschuss 

für Ernährung und Landwirtschaft des Deutschen Bundestages, die Schule in Donaue-

schingen besuchte.  

 

Der Öschlehof in Nieder-

eschach-Fischbach war die 

erste Tagesstation. Schüler 

Toni Müller erläuterte bei  ei-

nem Rundgang über das hei-

mische landwirtschaftliche 

Anwesen die verschiedenen 

Arbeitsabläufe in dem von 

drei Generationen bewirt-

schafteten traditionellen 

Milchviehbetrieb.  

 

 
Besuch auf dem Öschlehof in Niedereschach -Fischbach . 
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Von der Kennzeichnung der jungen Kälber, den aufwändigen Dokumentationen, der artge-

rechten Tierhaltung, den computergesteuerten Abläufen, dem unternehmerischen Mut für 

große Investitionen bis zu den landwirtschaftlichen Zukunftsperspektiven spannte sich 

der Gesprächsbogen mit der Abgeordneten. Im Mittelpunkt der anschließenden Disku ssi-

onsrunde stand die Schülerpräsentation einer betriebswirtschaftlich rentablen Kostener-

mittlung des Milchpreises, der zurzeit mit 28 Cent/kg Milch nicht kostendeckend sei.  

  

Nächste Station des landwirtschaftlichen Besuchsprogramms war der neu gebaute u nd 

kurz vor Inbetriebnahme stehende Stall für Milchkühe in Königsfeld -Neuhausen mit mo-

dernster technischer Ausrüstung wie zum Beispiel einem Melkroboter. Das automatische 

Melksystem ermöglicht ohne manuelle Unterstützung eine Arbeits - und Zeitersparnis der  

Melkvorgänge und eine vielfältige Datenerfassung für aussagekräftige Kontrollen zur Opti-

mierung des Milchviehbetriebs. Mit einem langfristigen Geländepachtvertrag und einem 

kostenintensiven Stallneubau hat Ronny Schlenker dort die Weichen für einen zukunf ts-

orientierten Bio -Milchviehbetrieb gestellt. Wichtiges Thema war bei der Diskussion vor 

Ort auch die oft schwierige Nachfolge - und Hofabgaberegelung.  

  

Drittes Besuchsziel war am Nachmittag der Leihwieserhof der Familie  Gerhard Jäckle in 

St. Georgen. Seit 2012 hat der Betrieb den Status eines landwirtschaftlichen Biobetriebs. 

Gerhard Jäckle informierte die Besucher zunächst über den Werdegang seines landwirt-

schaftlichen Anwesens. Mit einem Stallneubau für den Milchviehbetrieb, der Bewirtschaf-

tung von 65 He ktar landwirtschaftlicher Fläche und sieben  Hektar Waldgelände, einer 

abfallvermeidenden und für den Eigenbetrieb stromerzeugenden Biogasanlage sowie ei-

nem Hofladen und Ferienwohnungen sieht sich die Familie Jäckle auf einem guten, zu-

kunftsorientierten We g. Dieser wurde  der Familie Jäckle von Frau Dr. Aurelia Nyveler von 

der Bodenseestiftung bestätigt, die zum Abschluss des Hofbesuchs Ergebnisse des Life -

Programms Agri Climate Change präsentierte, an dem sich auch der Familienbetrieb der 

Familie Jäckle beteiligt. Zuvor gab es noch lebhafte Diskussionen über Gülleverordnung, 

Offenhaltung der Landschaft, Tierwohl und Wiederansiedlung des Wolfes.  

 

Jnqctk` Jnu`b+ @mgþmfdqhm cdq ¢Fkþrdqmdm Oqnctjshnm® tmc cdq qdfhnm`kdm Udql`qjstmf

landwirtschaftlicher Produkte, dankte am Ende des Informationstages den Schülerinnen 

und Schülern mit ihrem Fachbereichsleiter und den Hofeigentümern für die Einblicke und 

Präsentationen sowie die offenen und konstruktiven Diskussionen. ¢Hbg ahm rsnky+ `te chd

Arbeit, die Sie leisten und danke Ihnen für ihren unternehmerischen Mut und ihr Engage-

ment für den Erhalt unserer Kulturlandschaft und den Tourismus ®, fasste Kordula K ovac 

ihre Eindrücke am Ende des landwirtschaftlichen Exkursionstages zusammen.  

 

6. Kovac diskutiert mit der Gewerkschaft der Polizei über aktuelle Probleme  

Kordula Kovac traf sich mit Vertretern der Ge-

werkschaft der Polizei, Bezirksgruppe Offen-

burg, um über aktuelle Themen zu sprechen. Im 

Mittelpunkt des Gesprächs stand neben den 

Auswirkungen und Verbesserungsmöglichkei-

ten bei der Polizeireform, auch die aktuelle 

Flüchtlingssituation ebe nso wie die Polizeiaus-

bildung. In angenehmer Atmosphäre wurde u.a. 

offen über die angespannte Personalbesetzung 
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gesprochen. Insbesondere vor dem Hintergrund der Flüchtlingsproblematik sei es drin-

gend notwendig über mehr Stellen zu sprechen, wurde Frau Kovac von der Polizei infor-

miert. A m Gespräch nahmen von Seiten der Polizei, Reinhard Grußeck, Joachim Lienert, 

Andreas Heck -Erb und Elke Birmele teil.  

 

 

7. Besuch der BEA in Donaueschingen - Kovac im Gespräch vor Ort  

Im Rahmen des Engagements für Flüchtlinge 

besuchte Kordula Kovac am 19. Oktober 2015 

in Donaueschingen zwei Einrichtungen, in de-

nen Asylsuchende eine vorläufige Unterkunft 

gefunden haben. In der vom Regierungspräsi-

dium Freiburg eingerichteten Bedarfserstauf-

nahmestelle (BEA) mit zurzeit 1 .700 Flüchtlin-

gen und in zwei Unterkünften des Landkreises 

konnte die Bundestagsabgeordnete für Südba-

den sich ein eindrucksvolles Bild von der 

schwierigen Situation der hier auf ihre Regist-

rierung und Asylantra gstellung Wartenden machen.  

 

Bemerkenswert an dem Besuch war, mit welcher Freude junge Fl üchtlingskinder in klei-

nen Gruppen deutsche Alltagsbegriffe lernten. Im Verlauf des Tages nahm Frau Kovac an 

weiteren Veranstaltungen des CDA -Kreisverbandes und des CDU -Stadtverbandes Villin-

gen-Schwenningen teil, die ebenfalls im Rahmen einer Gesprächsrund e das Flüchtlings-

thema diskutierten.  

 

 

8. Parteitag der CDU Südbaden  

Der 47. Parteitag der CDU Südbaden fand am Samstag in Vöhrenbach  statt. Das umfangrei-

che Tagungsprogramm umfasste schwerpunktmäßig u. a. die Neuwahlen des Bezirksvor-

standes, Vorstellung und Diskussion 

von Thesenpapieren über ein barrie-

refreies Südbaden sowie über die 

Hausarzt-, Apotheken - und Notarzt-

versorgung im ländl ichen Raum, eine 

Podiumsdiskussion zum Thema In-

klusion und die inhaltliche Ausei-

nandersetzung mit der Flüchtlings-

politik.  

 

Großen Beifall der Tagungsteilnehmer fand die engagierte und leidenschaftliche Rede von 

Guido Wolf, des CDU-Spitzenkandidaten für di e baden-württembergische Landtagswahl 

am 13. März 2016. ¢Hbg eqdtd lhbg+ ctqbg ldhmd Vhdcdqv`gk hm cdm Adyhqjrunqrs`mc tmc

als Delegierte weiterhin bei den politischen Aufgaben der CDU in Südbaden mitwirken zu 

jĐmmdm®, bedankte Kordula Kovac sich nach ihre r Wahl bei den Delegierten.  
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Achtung Termin:  

Nächste Bürgersprechstunde am 19.11.2015 von 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr . 

 

Newsletter abonnieren?  

Bleiben Sie immer auf dem Laufenden mit meinem Newsletter, in dem mein Team und ich Sie 

auf Neuerungen, Pressemitteilungen und Termine aufmerksam machen.  

 

Sie können den Newsletter abonnieren unter:  

kordula.kovac@bundestag.de unter Nennung Ihres Namens und Ihrer Emailadresse. 

 

Impressum:  

¢Neues `tr Adqkhm® hrs dhm Mdvrkdssdq unm Jnqctk` Jnu`b LcA 'BCT(- Gdq`trfdadqhm9 Jnq,

dula Kovac MdB (verantw.), Schloßstraß e 24, 77709 Wolfach, Telefon 07834 86 88 666 , 

Telefax Fax: 07834 86 88 664, E-Mail: kordula.kovac@bundestag.de, Internet: kordula-

kovac.de. Foto Flüchtlinge: picture alliance/dpa.  

mailto:kordula.kovac@bundestag.de

